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Der Einfl uss internationaler
Rahmenbedingungen auf die Erbringung
öff entlicher Dienstleistungen am Beispiel GATS

Werner Raza

Einleitung
Bereits seit den 1980er Jahren, verstärkt aber im letz ten Jahr-
zehnt, erleben wir in Europa, aber auch weltweit, einen weit-
reichenden Umbau des modernen Staates. Dieser war – frei-
lich in Europa stärker als anderswo – in den drei Jahrzehnten 
nach dem zweiten Weltkrieg zu einem Sozial- bzw. Wohl-
fahrtsstaat ausgebaut worden. Damit erbrachte er nicht nur 
mehr die klassischen Funktionen des liberalen Staatswesens 
des 19. Jahrhunderts (Gewährleistung innerer und äußerer 
Sicherheit, Durchsetz ung und Garantie von Eigentumsrech-
ten und individueller Freiheiten), sondern sein Aufgabenfeld 
wurde auf eine ganze Reihe neuer Bereiche ausgedehnt, wel-
che zwei zentralen Zielen dienten. Einerseits der Zurverfü-
gungstellung der für das Funktionieren industrialisierter 
Volkswirtschaften zentralen Infrastrukturen in Bereichen wie 
Schienen- und Straßenverkehr, Elektrizitäts- und Gasversor-
gung, Telekommunikation und Postverkehr. Andererseits 
aber auch der Gewährleistung sozialer Kohäsion und politi-
scher Legitimität des demokratischen Staates durch die Ab-
sicherung existentieller Risiken des/der Einzelnen aufgrund 
Unfalls, Krankheit und Alter in Form solidarisch fi nanzierter 
Sozialversicherungssysteme, der Förderung gesellschaftli-
cher und politischer Teilhabe durch die Einrichtung eines frei 
zugänglichen, allgemeinen öff entlichen Schul- und Bildungs-
wesens, und des Auf- und Ausbaus öff entlicher Kultur- und 
Medieneinrichtungen, sowie verschiedener anderer Formen 
öff entlicher Aktivitäten. Dem zugrunde lag ein gewandeltes 
Bild von der Rolle des Staates. Der Staat verkörperte nicht 
mehr primär als Zwangs- und Gewaltmonopol ein notwen-
diges Übel zur Zähmung einer ansonsten von Anarchie be-
drohten Gesellschaft, sondern wurde als zentrales Mitt el 
begriff en, durch welches das staatsbürgerliche Individuum 
erst in die Lage versetz t wird, ein selbstbestimmtes Leben zu 
führen und alle Rechte und Pfl ichten des politischen Gemein-
wesens vollumfänglich wahrzunehmen.
Diesen beiden zentralen Funktionen diente der moderne 
Wohlfahrtstaat mit seinem umfangreichen öff entlichen Sek-
tor. Zentrale öff entliche Dienstleistungen wurden daher vom 
Staat selbst erbracht, oder unter Vorgabe gesetz licher Stan-
dards an Dritt e wie Genossenschaften, Wohlfahrtsorganisati-
onen, Kirchen u.a. übertragen, deren gemeinsames Charakte-
ristikum aber war, nicht-profi torientiert zu arbeiten.
Ganz off ensichtlich ist dieses Staatsmodell aber sowohl von 
der gesellschaftlichen Entwicklung als auch dem politischen 

Diskurs der letz ten Jahre massiv infrage gestellt worden. 
Globale Prozesse der Deregulierung, Liberalisierung und 
Privatisierung von staatlichen Aufgaben haben statt gefun-
den, gleichzeitig erlebte das liberale Staatsverständnis in 
einer ökonomistisch radikalisierten Form eine Renaissance 
(Neoliberalismus), und der Wohlfahrtsstaat mit seinem um-
fangreichen öff entlichen Sektor wurde einer systematischen 
Kritik ausgesetz t, in Folge delegitimiert und sukzessive zu-
rückgefahren. Dazu trug auch die Bedeutungszunahme der 
Finanzmärkte und der parallel dazu vollzogene Politikwech-
sel zu einer restriktiven Geld- und Fiskalpolitik entscheidend 
bei, welcher öff entliche Haushalte unter einen permanenten 
Spar- und Konsolidierungskurs zwang.
Gleichwohl ist aus meiner Sicht evident, dass der moderne 
Wohlfahrtsstaat bei allen sicher vorhandenen und von neoli-
beraler Seite geschickt aufgegriff enen Schwächen und Defi zi-
ten einen epochalen historischen Fortschritt  darstellt. Er be-
deutete zumindest in Europa für den Großteil der Menschen 
Emanzipation von sozialer Not, umfassende gesellschaftliche 
Integration und damit auch erstmals die Möglichkeit zu ei-
nem relativ selbstbestimmten Leben. Diese Ziele und Errun-
genschaften haben weiterhin Gültigkeit, die soziale und öko-
nomische Entwicklung jener Jahrzehnte von 1950 – 1980 ist 
dafür eindrucksvoller Beleg. Ich halte sie daher entgegen dem 
herrschenden Zeitgeist für keineswegs obsolet. Hier stimme 
ich völlig mit Egon Matz ner, dem bekannten österreichischen 
Finanzwissenschafter und langjährigen Professor am IFIP, 
überein, der dies in seiner jahrzehntelangen Beschäftigung 
mit dem modernen Wohlfahrtsstaat immer betont hat.
Die Diskussion über die Rolle des Staates kann sich jedoch 
angesichts der Globalisierung nicht auf den nationalen Rah-
men beschränken, sondern muss auch die europäische und 
internationale Ebene berücksichtigen. Die polit-ökonomi-
sche Fachliteratur umschreibt die zunehmende Bedeutung 
supra-nationaler Ebenen mit dem Begriff  der Multi-Level 
Governance. Darunter verstanden wird das Zusammenwir-
ken sowohl verschiedener räumlicher Ebenen im Prozess der 
politischen Regulierung als auch verschiedener Akteure, dar-
unter Regierungen, internationale Organisationen, aber auch 
die Zivilgesellschaft und der private Sektor. Nach wie vor 
umstritt en ist die Frage, wie zentral die internationale Ebene 
für die Formulierung und Durchsetz ung von Politik wirklich 
geworden ist. Im Folgenden werden daher die politischen 
Entwicklungen auf der internationalen Ebene im Bereich der 
öff entlichen Daseinsvorsorge aufgezeigt. Konkret werden die 
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Verhandlungen über die Liberalisierung des Dienstleistungs-
handels im Rahmen des Allgemeinen Abkommens über den 
Handel mit Dienstleistungen GATS diskutiert. Dabei wird 
der von Egon Matz ner aufgeworfenen Frage nachgegangen, 
ob das GATS tatsächlich den zentralen Mechanismus für die 
Durchsetz ung einer umfassend privatisierten Daseinsvorsor-
ge darstellt. Matz ner meinte dazu im Jahr 2003:

“If GATS is fully put into force, we, or our children and 
grandchildren, will be faced with a panorama of privatised 
police, armies, schools, universities, hospitals, public old 
age provision, transport facilities, theatres, orchestras, 
museums, parks, public media, parliaments, governments, 
lakes and water resources.” (Matz ner, 2003)

Dieser Befürchtung von Matz ner möchte ich nun auf Basis 
unseres heutigen Wissenstands nachgehen. Ich formuliere 
dazu zwei Arbeitshypothesen, die ich dann der Reihe nach 
ausführe, um schließlich zu einer zusammenfassenden 
Schlussfolgerung zu gelangen.

Arbeitshypothese 1:

Das GATS ist nicht das zentrale Forum für die Li-
beralisierung von Dienstleistungen. Vielmehr ist es 
der wichtigste Mechanismus für die „Konstitutiona-
lisierung“ bereits erreichter Liberalisierungs- bzw. 
Privatisierungsmaßnahmen im Bereich der Daseins-
vorsorge mit dem Ziel diese de-facto unumkehrbar zu 
machen (Lock-in Eff ekt) 

Die letz te Verhandlungsrunde in der Welthandelsorganisa-
tion (WTO) zum Dienstleistungsabkommen (GATS) begann 
im Jahr 2000 und wurde dann 2001 formell in die Doha-Ver-
handlungsrund der WTO integriert. Sie drehte sich in der Tat 
zentral um die Liberalisierung öff entlicher Dienstleistungen. 
Wasser, Bildung, Verkehr, Postdienste sollten weltweit für 
den privaten Wett bewerb geöff net werden. So verfolgten 
insb. die EU und die USA eine klare Liberalisierungsagenda 
in diesem Bereich und konfrontierten zahlreiche WTO-Part-
ner mit weitreichenden Liberalisierungsforderungen (sog. 
requests). Allerdings geriet der Verhandlungsprozess bereits 
in den Jahren 2003/04 ins Stocken und kam spätestens mit 
dem Beinahescheitern der WTO-Ministerkonferenz in Hong-
kong im Dezember 2005 vollends zum Erliegen. Von diesem 
Stillstand haben sich die Verhandlungen bis zum heutigen 
Tag nicht erholt. Das lag neben doch recht divergierenden 
Interessen zwischen Industrie- und Schwellen- bzw. Ent-
wicklungsländern natürlich auch an den Konfl ikten in ande-
ren Verhandlungsbereichen, insb. in der Landwirtschaft. Die 
globale Finanz- und Wirtschaftskrise seit 2008 hat schließlich 
die Chancen, die Doha-Runde jemals zu einem erfolgreichen 
Ende zu führen, weiter untergraben. Das Scheitern der Li-
beralisierungsbemühungen auf multilateraler Ebene hatt e 
zur Konsequenz, dass die Liberalisierungsbefürworter im 
Bereich Dienstleistungen vermehrt auf die bilaterale Ebene 
auswichen. So verhandelten die USA und die EU in den letz -
ten 10 Jahren zahlreiche bilaterale Freihandelsabkommen, in 
welche umfangreiche Dienstleistungskapitel aufgenommen 
wurden. Auff allend dabei war, dass das GATS die Blaupau-

se bildete, auf dessen Basis diese Kapitel formuliert wurden, 
auch wenn das Ambitionsniveau der dabei angestrebten 
Liberalisierungsmaßnahmen klar über das im Rahmen der 
GATS Verhandlungen Geforderte hinaus ging. Dieser Um-
stand ist einerseits dem WTO-Prinzip geschuldet, dass ge-
mäß Art. XXIV GATT bzw. Art. V GATS regionale Handels-
abkommen nur dann als WTO-konform gelten können, wenn 
sie umfassend sind und ein höheres Maß an Liberalisierung 
als in der WTO vorsehen (WTO-plus). Anderseits begüns-
tigt die bilaterale Schiene die Interessendurchsetz ung großer 
Handelsmächte erheblich gegenüber der multilateralen Ebe-
ne. In Letz ter verhandeln in der Regel Staatengruppen mit-
einander. Diese Möglichkeit, ihre Interessen gemeinsam zu 
vertreten, ist vor allem für politisch und ökonomisch schwa-
che Staaten von erheblichem Vorteil, wie gerade die Erfah-
rungen der Doha-Runde seit 2011 gezeigt haben.
Der wahre „Mehrwert“ des GATS liegt demgegenüber in ei-
nem anderen Bereich. Worin genau, soll im Folgenden nä-
her ausgeführt werden. Das Allgemeine Abkommen über 
den Handel mit Dienstleistungen (General Agreement on 
Trade in Services: GATS) ist eine der drei zentralen Säulen 
der 1995 gegründeten Welthandelsorganisation WTO. Der 
Dienstleistungssektor macht in den Industrieländern bereits 
zwei Dritt el der Wirtschaftsleistung aus, entsprechend groß 
ist das Interesse vor allem multinationaler Konzerne an einer 
weltweiten Liberalisierung (und Privatisierung) der gemäß 
der geltenden GATS-Klassifi kation insgesamt 150 gelisteten 
Dienstleistungsbranchen. Die zentralen Grundprinzipien des 
GATS sind Transparenz (Off enlegung aller dienstleistungs-
relevanten Gesetz e, Normen und Standards), Meistbegüns-
tigung (Gleichbehandlung ausländischer Handelspartner), 
freier Marktz ugang, sowie Inländerbehandlung (Diskrimi-
nierungsverbot von in- und ausländischen Dienstleistern).
Jeder Unterzeichnerstaat hat sich im GATS grundsätz lich 
zur sukzessiven Ausweitung und Vertiefung der Handels-
liberalisierung im Dienstleistungsbereich verpfl ichtet (Art 
XIX). Rücknahmen oder Änderungen bereits eingegange-
ner Liberalisierungsverpfl ichtungen können frühestens drei 
Jahre nach deren Inkraftt reten, und nur nach Kompensati-
on davon nachteilig betroff ener Handelspartner vollzogen 
werden (Art XXI). Dabei auftretende Streitigkeiten zwischen 
Vertragsparteien können dem WTO Streitbeilegungsverfah-
ren vorgelegt werden. Streitfälle, die zulasten eines Vertrags-
partners entschieden werden, ziehen die Verpfl ichtung zur 
Rücknahme bzw. Änderung abkommenswidriger nationa-
ler Bestimmungen nach sich. Im gegenteiligen Fall können 
Vergeltungsmaßnahmen ergriff en werden, welche sich nicht 
nur auf den Dienstleistungs-, sondern auch auf den Waren-
bereich erstrecken können. Die Rücknahme bereits eingegan-
gener Liberalisierungsverpfl ichtungen ist damit zwar nicht 
unmöglich, kann einen Staat aber teuer zu stehen kommen. 
Das GATS bildet also neben bestehenden nationalstaatlichen 
Normierungen eine zusätz liche legistische Schranke auf Ebe-
ne des internationalen Rechts. Diese hat zum Ziel, einmal auf 
nationaler Ebene umgesetz te Liberalisierungsmaßnahmen 
zusätz lich zu binden, und im Gegenzug für eine solche inter-
nationale Bindung Liberalisierungszugeständnisse vonsei-
ten der Handelspartner zu erreichen. Darin scheint mir der 
zentrale „Mehrwert“ des GATS zu liegen. Die internationale 
politische Ökonomie hat bereits in den 1990er Jahren im Zu-
sammenhang mit einer kritischen Analyse des Neoliberalis-
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mus diesbezüglich vom Aufb au eines „neuen Konstitutiona-
lismus“ auf internationaler Ebene gesprochen, mit dem Ziel, 
die neoliberale Globalisierung irreversibel zu machen (vgl. 
etwa Gill 1998). Die zeitliche Abfolge von Liberalisierungs-
prozessen läuft daher zumindest für Industriestaaten in der 
Regel so ab, dass zuerst auf nationaler Ebene eine Liberali-
sierungsmaßnahme beschlossen wird, um danach die erfolg-
te Liberalisierung auf internationaler Ebene festz uschreiben 
und gleichzeitig als Verhandlungsmasse einzusetz en. Die 
umgekehrte Reihenfolge, d.h. von außen implementierte Li-
beralisierungen lassen sich nur im Fall stark geschwächter 
staatlicher Souveränität feststellen, wie es in vielen Entwick-
lungsländern während der Strukturanpassungsprogramme 
der 1980er und 90er Jahre der Fall war. Oder rezenter im Fall 
der südeuropäischen Krisenstaaten wie Griechenland, wo 
die sog. Troika ebenfalls Liberalisierungs- und Privatisie-
rungsmaßnahmen durchsetz en konnte.

Arbeitshypothese 2:

Das GATS ist ein emergentes Forum für die De-Regu-
lierung und Re-Regulierung nationaler Normen

Staaten regulieren mit Gesetz en die Erbringung von Dienst-
leistungen, um nicht-ökonomische Ziele wie Versorgungssi-
cherheit, Umweltschutz , Arbeitsplatz sicherheit oder regio-
nale Kohäsion zu verfolgen. Es fi ndet politische Gestaltung 
im Sinne eines Ausgleichs zwischen privatwirtschaftlichen 
und öff entlichen Interessen statt . Dieses fundamentale na-
tionalstaatliche Erfordernis einer Regulierung wirtschaft-
licher Tätigkeit steht in einem mehr oder weniger off enen 

Spannungsfeld zu den Vorgaben des GATS. Zwar hält der 
Abkommenstext fest, dass das nationale „right to regulate“ 
anerkannt wird. Das Problem aus Sicht des GATS besteht 
aber nun darin, dass diese nationalen Regulierungen sehr 
unterschiedlich aussehen können und damit Transaktions-
kosten für ausländische Unternehmen bedeuten, welche 
beim Markteintritt  diese Bestimmungen umsetz en müssen. 
Es handelt sich damit um nicht-tarifäre Handelshemmnisse. 
Versuche, diese Handelshemmnisse zu quantifi zieren kom-
men in der Regel zu dem Schluss, dass hier eine Schutz wir-
kung vorhanden ist, die mindestens einem Zollschutz  von 20 
– 40% entspricht (vgl. Abbildung 1 für eine Übersicht).
Im GATS wird versucht, diesem Problem auf zweierlei Weise 
zu begegnen. Zum Einen enthält das GATS einige Bestim-
mungen, welche darauf abzielen, bestimmte Regulierungen 
für unzulässig zu erklären. Dazu gehört z.B. Art. XVI, der es 
grundsätz lich untersagt, dass für im GATS gebundene Sek-
toren Regelungen zur Beschränkung der Anzahl der Dienst-
leistungserbringer, der Geschäftsvolumina, der Anzahl der 
Beschäftigten, der zulässigen Rechtsform (AG, GmbH etc.) 
oder der Obergrenzen für Auslandsbeteiligungen an inländi-
schen Unternehmen aufrecht erhalten bleiben. Hier wird also 
versucht zu de-regulieren.  Zum Anderen wird im GATS der 
Versuch unternommen, regulatorische Mindeststandards zu 
defi nieren und damit divergierende nationale Standards zu 
harmonisieren. Dies ist der explizite Zweck von Art. VI.4, der 
eine Agenda formuliert, um in bestimmten Bereichen sog. 
Disziplinen zu entwickeln. Darunter sind verbindliche Richt-
linien zu verstehen, die gewährleisten sollen, dass nationale 
Regelungen in den Bereichen Qualifi kationserfordernisse- 
und verfahren, technische Normen, Zulassungserfordernis-

Quelle: Lee-Makiyama 2012. 

Abb. 1. Nicht-tarifäre Handelsbeschränkungen im Dienstleistungshandel  
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se/ Konzessionsvergabe so ausgestaltet werden, dass sie keine 
„unnötigen Hemmnisse für den Handel mit Dienstleistungen 
darstellen“, d.h. die Maßnahmen „nicht belastender sind als 
nötig, um die Qualität der Dienstleistung zu gewährleisten“ 
(Art. VI.4 GATS). Beispielsweise beschränken Raumord-
nungs- oder Bauvorschriften die Möglichkeiten von internati-
onalen Handelskett en bei der Gestaltung von Supermärkten. 
Oder: Die Regelung von Ladenöff nungszeiten verunmöglicht 
es neu eintretenden Unternehmen, Marktanteile durch länge-
re Öff nungszeiten zu erobern. Solche Regelungen dienen der 
menschlichen Sicherheit oder dem Arbeitnehmerschutz , sind 
aus Unternehmenssicht aber handelshemmend. Im Rahmen 
des GATS soll es möglich sein, dass solche Regelungen vor 
dem WTO Schiedsgericht angefochten werden. Dieses un-
terzieht die Regelungen einem „Notwendigkeitstest“. Das 
heißt, es wird geprüft, ob die betreff ende Regelung die am 
wenigsten handelshemmende aller zur Auswahl Stehenden 
ist. Wenn nicht, kann der Nationalstaat vom Schiedsgericht 
der WTO dazu aufgefordert werden, das Gesetz  aufzuhe-
ben. Bei Nichtbefolgung drohen Vergeltungsmaßnahmen. 
Die hier angelegte Re-Regulierungsagenda geht damit über 
die traditionelle Prüfung von nationalen Regulierungen, wie 
sie die WTO im Bereich der Inländerbehandlung (National 
Treatment) seit langem anwendet, substanziell hinaus. Eine 
Regelung kann auch dann WTO-widrig sein, wenn sie nicht 
zwischen in- und ausländischen Unternehmen diskriminiert. 
Es verwundert daher nicht, dass der in Art. VI.4. angelegte 
Prozess während der letz ten Jahre äußerst umstritt en war 
und nur wenige Fortschritt e erzielt worden sind. Schließlich 
geht es hier um den Kern nationalstaatlicher Regelungskom-
petenz. Bisherige Erfahrungen mit der WTO-Rechtsprechung 
im Dienstleistungsbereich zeigen, dass der Grat zwischen 
dem Verfolgen legitimer politischer Ziele und dem Freihan-
delsgebot recht eng ist. 
Verhandlungsfortschritt e seit 1995 sind vor allem in einzel-
nen Sektoren wie Telekommunikation und Postdienstleistun-
gen erzielt worden, wo in Form von Annexes und Reference 
Papers eine meiner Ansicht nach problematische Harmoni-
sierung herbeigeführt wurde. Die hier normierten Sektorre-
gulierungen gehen zwar vom Leitbild einer pro-competitive 
regulation aus, meinen damit aber in der Praxis eine an den 
Interessen der großen US-amerikanischen und europäischen 
Dienstleistungskonzerne ausgerichtete Politik. So urteilte 
zum Beispiel ein WTO-Panel im Fall Mexico – Telecoms  auf 
Basis der geltenden WTO Telekom-Richtlinien, dass das 
Verrechnen von Durchleitungsgebühren an internationale 
Telekommunikationsunternehmen, die über den direkten 
Gestehungspreis hinausgehen, WTO-widrig ist. Damit ist es 
kaum mehr möglich, Infrastrukturkosten in die Preisberech-
nung einzubeziehen, oder gar Kosten aus dem Netz ausbau 
in periphere Regionen quer zu fi nanzieren. Beides war und 
ist weiterhin in vielen Entwicklungsländern gängige Praxis, 
um die nationale Versorgung mit Telekom-Leistungen sicher 
zu stellen. 
In einem anderen Fall (US-Gambling) befand ein WTO-
Schiedsgericht, dass das US-Verbot von grenzüberschreiten-
den Internet-Wett en nicht notwendig ist, um die öff entliche 
Moral (public morals) gemäß Art. XIV GATS aufrecht zu erhal-
ten. Was immer man vom US-Verbot halten mag, die dahin-
ter liegende demokratiepolitische Grundsatz frage ist doch, 
ob eine solche Entscheidung nationalstaatlich getroff en oder 

an eine internationale Organisation delegiert werden soll. 
Auch wenn hier festgehalten werden soll, dass die Bemühun-
gen der WTO um die beschriebene Re-Regulierungsagenda 
in einem frühen Stadium sind, sind die hier verhandelten 
Fragen doch sehr weitreichender Natur, von denen insbeson-
dere wichtige demokratiepolitische Fragen betroff en sind.

Schlussfolgerungen
Die wesentlichen Ergebnisse der Diskussion lassen sich in 
vier zentrale Schlussfolgerungen zusammen fassen:

1. GATS ist ein zentraler Mechanismus für die „Konsti-
tutionalisierung“ von Liberalisierungs- bzw. Priva-
tisierungsmaßnahmen von (öff entlichen) Dienstleis-
tungen mit dem Ziel, diese weitgehend irreversibel 
zu machen.

2. GATS ist ein emergentes Forum für die Entwicklung 
global harmonisierter Regulierungen für den Dien-
stleistungssektor. Dabei entsteht ein Druck auf die 
innerstaatliche Regulierungsautonomie und die Ge-
fahr, die Umsetz ung demokratiepolitisch legitimer 
Politikziele zu erschweren.

3. GATS ist die maßgeblicheVertragsschablone für die 
Formulierung von Dienstleistungsliberalisierungen 
auf bilateraler Ebene. 

4. Vom GATS geht ein Druck aus, das Liberalisier-
ungsniveau weiter voran zu treiben, auch wenn der 
Verhandlungsschwerpunkt sich seit fast zehn Jahren 
klar auf die bilaterale Ebene verlegt hat.

Egon Matz ner hatt e sicher recht in seiner Einschätz ung der 
mit Privatisierung, Liberalisierung und De-Regulierung ver-
bundenen Gefahren für das öff entliche Gemeinwesen. Die 
bisherige Erfahrung hat allerdings gezeigt, dass er die Bedeu-
tung des GATS Abkommens für diesen Prozess etwas über-
schätz t hat. Die im GATS prinzipiell angelegten Tendenzen 
hat er aber durchaus erkannt.
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